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Senat und Wasserbetriebe blamieren sich weiter 

Das Oberverwaltungsgericht Münster hat entschieden: Die Berliner Wasserpreise sind nicht – 
wie die Gebühren kommunaler Wasserversorger – vor Preissenkungsverfügungen des 
Bundeskartellamtes geschützt. 

 (Berlin, 13.07.2012) Nach dem OVG-Urteil steht der jetzige Preismissbrauch bei den 
Wasserbetrieben weiterhin am Pranger. Er ist eine logische Folge der Teilprivatisierung von 
1999. Mit der Gewinngarantie und der Übergabe der Unternehmensführung in die Hände der 
privaten Wasserkonzerne Veolia und RWE wurde die Grundlage für die jetzige Situation gelegt. 
Es ist erschreckend, dass das Bundeskartellamt und nicht die eigentlich für die Aufsicht über die 
Wasserbetriebe zuständige Senatorin von Obernitz (für CDU) für die Interessen der Bürger 
streitet. Dazu Wolfgang Rebel, Sprecher des Berliner Wassertischs: „Wieder einmal haben die 
vom SPD-CDU-Senat beaufsichtigten Wasserbetriebe viel Geld und Mühe aufgewendet, um die 
missbräuchlich überhöhten Preise zu retten. Wir fordern eine vollständige Übernahme der 
Wasserbetriebe in die öffentliche Hand und eine Umstellung der Wasserversorgung von 
Gewinnmaximierung auf das Kostendeckungsprinzip. Nur so können die Interessen der 
Bürgerinnen und Bürger geschützt werden.“  

Es ist für den Wassertisch unfassbar, dass sich die Senatsseite in Münster darauf eingelassen 
hat, die missbräuchlich überhöhten Trinkwasserpreise mit windigen juristischen Tricks zu 
verteidigen. Die Niederlage der Anwälte der Berliner Wasserbetriebe ist indessen keine 
Überraschung. Wenn im Prozess versucht wurde, die privatrechtlichen Wasserpreise in eine 
quasi behördliche Gebühr umzudeuten, so war dies in etwa die gleiche Verdrehung von 
Tatsachen, wie bei der Teilprivatisierung selbst. Damals wurde die in den Verträgen verankerte 
betriebliche Führung der Privaten vertuscht, um die Wasserbetriebe mit 50,1 % nach wie vor als 
öffentlich geführtes Unternehmen erscheinen zu lassen. Die Logik der Verträge war und ist, den 
Profit von Veolia und RWE über die Interessen der Berliner Bürger an einer nachhaltigen, 
sozialen und zukunftsorientierten Wasserversorgung zu stellen. Die formale Unangreifbarkeit 
der Verträge ist eben nur eine scheinbare. Der Berliner Wassertisch hofft daher, dass nun eine 
Fraktion des Abgeordnetenhauses den Mut findet, das verfassungswidrige Vertragswerk 
insgesamt zu Fall zu bringen. Die daraus folgende Rückabwicklung wäre die günstigste Form 
einer Rekommunalisierung. Ein juristischer Leitfaden für ein Organstreitverfahren liegt vor und 
kann von unserer Website heruntergeladen werden.  

Dazu Rainer Heinrich, stellvertretender Sprecher des Berliner Wassertischs: „Die 
Vertragskonstruktion, die zum jetzigen Preismissbrauch der BWB geführt hat, begünstigt die 
Konzerne derart einseitig zu Lasten der Bürger, dass wir sie vor Gericht aufgearbeitet sehen 
wollen.“ 
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